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Frankreichs soziale Belastung 
im Spiegel der europäischen Zusammenarbeit

Alfred Frisdi, Paris

Seit einiger Zeit wird in w eiten französischen Kreisen 
bis in das Regierungslager hinein in der unter- 

schiedlidien Sozialgesetzgebung und Sozialbelastung 
der einzelnen Länder ein  angeblich entscheidendes Hin­
dernis für die europäische Zusammenarbeit und V er­
einheitlichung des M arktes gesehen. Als Lösung wird 
eine beschleunigte und wohl der w eiteren europäischen 
Integration vorausgehende Harmonisierung der Sozi­
algesetzgebung gefordert. Es erscheint an  der Zeit, 
sich mit dieser französischen These, die teilw eise be­
reits in Deutschland ein gewisses Echo fand, etwas 
eingehender zu befassen und sie von drei verschiede­
nen Gesichtspunkten aus zu beleuchten; Zunächst w äre 
zu erwägen, ob das französische Sozialversicherungs­
system nicht reformbedürftig ist, bevor es als euro­
päischer Maßstab vorgeschlagen w erden darf, d. h. ob 
es auch nur theoretisch zweckmäßig wäre, die Gesetz­
gebung der anderen Länder den jetzigen französischen 
Verhältnissen anzupassen. In zweiter Linie w äre die 
Berechtigung des Begriffes der Harmonisierung zu prü­
fen unter besonderer Berücksichtigung des gesamten 
europäischen Kostengefüges. Schließlich sollen verschie­
dene Länder, besonders Deutschland und Frank­
reich, die die wirtschaftliche Grundlage einer europä­
ischen Gemeinschaft zu bilden haben, verglichen w er­
den, wobei die begrenzten Möglichkeiten in ternatio­
naler Gegenüberstellungen d ieser A rt besonders her­
vorzuheben sind.
DAS FRANZÖSISCHE SYSTEM
Das französische Sozialversicherungssystem, das w äh­
rend der Kriegsjahre von einer Handvoll Sachver­
ständiger hinter verschlossenen Türen ohne öffent­
liche Diskussion vorbereitet und unm ittelbar nach 
Kriegsende eingeführt wurde, darf m it Recht den A n­
spruch erheben, zu den vollständigsten und großzügig­
sten der W elt zu gehören. N ur wurde dabei nicht die 
Frage geprüft, ob es zusammen m it anderen sozialen 
Begleiterscheinungen, wie die Einführung der 40-Stun- 
denwoche, die Gleichbezahlung der Frauenarbeit und 
vor allen Dingen ein n ied riges, Pensionierungsalter, 
mit der W irtschaftskraft eines durch zwei schwere 
Kriege ungewöhnlich geschwächten Landes vereinbar 
ist. Das Ziel des französischen Systems ist eine so 
gut wie uneingeschränkte soziale Sicherheit für die 
gesamte Bevölkerung, unabhängig von ihrer jeweili­
gen sozialen Stellung. Familienzulagen, Geburtenprä­
mien, Schwangerschaftshilfe und Altersversicherung 
finden infolgedessen auf die gesamte Bevölkerung mit 
nur sehr unwesentlichen Ausnahmen Anwendung, 
während die Krankenversicherung obligatorisch nur

für die Arbeitnehm er in  Erscheinung tritt, allerdings 
mit dem Bestreben, den Arbeitnehmerbegriff so weit 
w ie nur möglich zu fassen. Zwangsversichert sind so 
selbst die freien Journalisten, die Generaldirektoren 
der Aktiengesellschaften, die Vorsitzenden der Auf­
sichtsräte und die Geschäftsführer von Gesellschaften 
mit beschränkter Haftung, sofern sie nicht die Kapi­
talm ehrheit besitzen. Eine nicht geringe Rolle spielen 
verschiedene, teilweise recht kostspielige Nebenlei- 
stimgen, deren Liste zu lang ist, um vollständig auf­
gezählt zu werden: Mietzuschüsse, Sterbegelder,
fast kostenlose öffentliche Ferienkolonien, ein  drei­
tägiger Urlaub auf Kosten der Familienkassen für 
V äter neugeborener Kinder, Sonderprämien für näh­
rende M ütter, kostenlose ärztliche Untersuchungen in 
zahlreidien Sanitätsstationen, stark  verbilligte M ittag­
essen in Schulkantinen, kostenlose Abgabe von Milch 
an  alle Schulkinder bis zu 10 Jahren, usw.
Die effektiven Leistungen dieses Systems entsprechen 
allerdings nicht ganz den theoretischen Erwartungen, 
weil es sonst überhaupt nicht mehr zu finanzieren 
wäre. Immerhin sind sie in mancher Hinsicht m ehr 
als beachtlich. Sehr bedeutend sind die Familienzu­
lagen, die 1954 fast 5 Mrd. DM beanspruchten. Bei 
zwei Kindern betragen sie in den großen Städten 
augenblicklich rund 150 DM monatlich, bei drei Kin­
dern über 250 DM, mit einer w eiteren Leistung von 
etwas über 90 DM für jedes zusätzliche Kind. In der 
letzten Lohnzone sind diese Beträge um rund 15 Vo 
geringer. Die Geburtenprämien belaufen sich eben­
falls in großen Städten für das erste Kind auf nicht 
ganz 440 DM, für die w eiteren Kinder auf nicht ganz 
250 DM. Einzelne Unternehmen, besonders in der 
öffentlichen Wirtschaft, zahlen noch ergänzende Fami­
lienzulagen, die sich statistisch schwer erfassen lassen. 
Die Altersversicherung ist dagegen eine sehr beschei­
dene Angelegenheit. Zwei Millionen A nw ärter erhal­
ten weniger als 400 DM jährlich, wovon sie weder 
leben noch sterben können, 1,5 Mill. durchschnittlich 
etwa 750 DM jährlich, und nur 1,3 Mill. verfügen über 
höhere Pensionen. W ollte man allen Versicherten ab 
65 Jahren eine Rente von nur 4 0 “/» des Existenz­
minimums sichern, d. h. etwas über 1.150 DM jährlich, 
würde man dafür zusätzlich mindesten 3,75 Mrd. DM 
benötigen und einen Fehlbetrag schaffen, der bei den 
gegebenen V erhältnissen in keiner Form gedeckt zu 
werden vermag.
Die Vergütungen der Krankenkassen sind weitgehend 
zufriedenstellend mit Ausnahme . der Arzthonorare, 
deren offizielle Sätze hinter den tatsächlichen weit
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Zurückbleiben. Die Heilmittel werden bei normaler 
Krankheit zu 80' V« zurückvergütet, bei längerer Krank­
heit zu 100 “/», der K rankenhausautenthalt nach den 
gleichen Sätzen, m it der leichten Möglicäikeit, den ver- , 
bleibenden Eigenbetrag von 20"/» zumindest teilweise 
auf die öffentliche W ohlfahrt abwälzen zu können. 
Gering ist in Frankreich wie auch in den meisten 
anderen Ländern die V ergütung für Zahnbehandlung, 
Brillen, orthopädische Geräte, Heilapparate, Bäder­
kuren usw.
Dieses System muß trotz hoher Abgaben (16 “/n auf 
Löhne und Gehälter mit einer Höchstgrenze von 
38 000 ffrs monatlich für die Kranken-, Invaliden- 
und Altersversicherung, 16,75"/» für die Familienzu­
lagen und durchschnittlich 2 bis 3 "/o für die Unfall- 
versitherung) zu strukturell bedingten Fehlbeträgen 
führen. Bei einem Budget von rund 1000 Mrd. ffrs 
betrugen die Beträge 1954 rund 50 Mrd. und werden 
sich 195S auf mindestens 60 Mrd. stellen, bei steigen­
der Kurve in  den kommenden Jahren. Die Urheber der 
Nachkriegsgesetzgebung rechneten bei ihren Vorun­
tersuchungen weder mit der zunehmenden Kinderzahl 
noch m it den Fortschritten der Medizin, die aus zwei 
Gründen eine kostspielige Angelegenheit sind: sie 
erhöhen das Durchschnittsalter und damit die Zahl der 
pensionsberechtigten Personen; sie führen zur V er­
wendung kostspieliger Heilmittel bei gleichzeitig er­
höhtem Bedürfnis nach Vorbeugungsmaßnahmen und 
gründlicher Gesundheitspflege. Pharmazeutische Spe­
zialitäten, Röntgenaufnahmen und die verschiedenen 
elektrischen Behandlungsmethoden stellen für die 
Sozialversicherung eine ungewöhnlich hohe Belastung 
dar.
Mit kleinen Reformen ist den französischen Kassen 
nicht zu helfen. Sie ändern weder etwas an  der Kin­
derzahl noch an der verlängerten Lebensdauer. Die 
Verwaltungsausgaben sind mit rund 5 “/oi der Gesamt­
aufwendungen bei der Kranken- und Altersversiche­
rung verhältnism äßig gering. Die Kosten für soge­
nannte kleine Krankheiten fallen nicht allzu schwer 
ins Gewicht. Entzieht man für dieses kleine Risiko 
den Versicherungsschutz, w ie es w iederholt in Frank­
reich vorgeschlagen wurde, läuft man Gefahr, die Zahl 
der kostspieligen Krankheiten zu vermehren, von den 
zusätzlichen Verwaltungskontrollausgaben ganz abge­
sehen. Der Mißbrauch mit Sozialversicherungsleistun- 
gen hält sich in einigermaßen engen Grenzen, wenn 
auch seitens der Ärzte nicht immer die Notwen­
digkeit verstanden wird, mit den öffentlichen M itteln 
so sparsam wie nur möglich umzugehen und keine 
Gefälligkeitsrezepte oder -atteste auszuschreiben.
In W irklichkeit leidet das französische System unter 
seinen strukturellen  Unmöglichkeiten. Seit Jahren ist 
den Krankenkassen auf Grund genauer Erhebungen 
bekannt, daß die Kosten jedes Versicherten mit seinem 
Einkommen steigen. Je günstiger die m aterielle Lage 
eines Versicherten ist, desto leichter kann er sich eine 
Krankheit und den damit zusammenhängenden Zeit­
verlust leisten, desto besser ist er auch über die mei­
sten kostspieligen M öglidikeiten der modernen Medi­
zin unterrichtet. Es ist daher nicht einzusehen, wes­
halb diese M ehrbelastung fortgeführt wird und man

sich nicht dazu entschließt, die höheren Einkommen 
von der Zwangsversicherung auszunehmen. In glei­
chem Sinne m üßte man die Familienzulagen auf die­
jenigen Bevölkerungsschichten beschränken, die ta t­
sächlich darauf angewiesen sind. Die Einführung von 
Familienzulagen zugunsten selbständiger Bauern ent­
behrte der sozialen Berechtigung, denn aus verschie­
denen Gründen lassen sich auf dem Lande die Kinder 
mit viel geringeren m ateriellen Opfern großziehen als 
in den Städten. Zahlreiche Bauern w aren anfangs über 
dieses unerw artete Geschenk des S taates m ehr als 
verwundert. Dabei muß der Großteil der landw irt­
schaftlichen Familienzulagen in  der einen oder ande­
ren  Form von den städtischen Verbrauchern bezahlt 
werden, was zweifellos eine soziale Ungerechtigkeit 
darstellt. Auch die Familienzulagen an A rbeitgeber 
und freie Berufe sind eine zweifelhafte Angelegenheit, 
besonders da die von diesen Kategorien bezahlten 
Beiträge hinter denjenigen der Arbeiterschaft im V er­
hältnis zum Einkommen erheblich Zurückbleiben. Es 
genügt der Hinweis, daß die Beiträge für die A rbeit­
nehm er 1954 im allgemeinen Regime 415,0 Mrd. er­
reichten bei einer Ausgabe von nur 369,5 Mrd., w äh­
rend die Selbständigen nur 29,9 Mrd. bei einer Aus­
gabe von 25,3 Mrd. aufbrachten. Berücksichtigt man 
den Einkommensunterschied, hätte in  dieser Gruppe 
die Mehreinnahme wesentlich größer sein  müssen. 
In die gleiche Gruppe der strukturellen Unmöglich­
keiten gehört schließlich der Gedanke, sämtlichen 
Personen im Alter von 60 Jahren  für die Frauen und 
im A lter von 6ö‘ Jahren  für die M änner eine A lters­
rente zu sichern, ohne Rücksicht auf die Bedürftigkeit. 
Für den wohlhabenden Teil der Bevölkerung w ird 
diese Rente stets eine lächerliche Kleinigkeit sein, 
für die ärmeren Schichten dagegen ein ungenügender 
Trost. Finanziell erscheint das französische System 
nur haltbar, wenn es sich auf eine soziale Solidarität 
stützen könnte, d. h. weim die Beitragsleistungen der 
verschiedenen Gruppen auf der jetzigen Höhe bleiben, 
gleichzeitig aber die Leistungen der Kassen an die 
nichtbedürftigen Personen, d. h. an die oberen Einkom­
mensschichten, entweder stark  eingeschränkt oder ganz 
gestrichen werden.
W enn auch eine N ivellierung der europäischen Sozi­
algesetzgebung auf höchster Ebene im Interesse des 
Fortschrittes wünschenswert erscheint, lassen sich v e r­
schiedene Bestimmungen des französischen Systems 
kaum verallgem einern. Dies gilt vor allen Dingen für 
die Familienzulagen und die A ltersrente.
Die Beiträge der französischen Familienzulagen liegen 
so sta rk  über dem internationalen Durchschnitt, daß 
sie nicht mehr beispielgebend sein können. Ihre Kon­
zeption beruht übrigens weniger auf sozialen als auf be­
völkerungspolitischen Motiven. Sie sollten die Gebur­
tenrate heben, was in den letzten zehn Jahren  durch­
schlagend gelang. Gleichzeitig w urden sie aber in­
zwischen zu einem untrennbaren Bestandteil des 
Lohnes, schon aus dem einfachen Grunde, weil ihre 
Finanzierung dem Durchschnittsarbeiter 16,75 Vo seines 
N orm alverdienstes kostet. Gewiss, der Beitrag wird 
vom Unternehm er abgeführt, seine Streichung würde 
jedoch zwangsläufig zu einer entsprechenden Lohn­

340 1955/V I



erhöhung führen. Bei diesen Gegebenheiten darf man 
wohl die Familienzulagen, als eine innerfranzösisdie 
Angelegenheit ansehen und muß ihnen einen inter­
national beispielgebenden Charakter abspredien. 
Klammert man jedodi die Familienzulagen aus der 
Soziallast aus, fällt Frankreidi unter den europäisdien 
Durdisdinitt.
Bei der A ltersrente steht der Grundsatz n id it in Frage, 
wohl aber das Pensionierungsalter. Die mangelnde 
internationale Konkurrenzfähigkeit der verstaatliditen 
Grundindustrien, wie Kohle und Elektrizität, mit den 
unumgänglidien Rüdiwirkungen auf das allgemeine 
Preisgefüge erklärt sid i zu einem großen Teil durdi 
ein zu niedriges Pensionierungsalter. W ährend sdion 
die allgem eingültige Altersgrenze von 65 Jahren für 
Männer und 60 Jahren  für Frauen kaum mehr dem 
wesentlidi erhöhten D urdisdinittsalter der Bevölke­
rung entspridit, ersdieinen die V erhältnisse bei Eisen­
bahn, Elektrizitätswerken und Kohlengruben als völlig 
unerträglidi. Es ist verständlidi, wenn sidi der Kumpel 
mit 50 Jahren zur Ruhe setzt, nidit aber w enn der 
Sdialterbeamte der Eisenbahn, der Ableser von Elek- 
trizitätszählern und der Knipser von Untergrundbahn- 
fahrsdieinen seine aktive Tätigkeit im A lter von 55 
Jahren beendet. Es genügt in diesem Zusammenhang 
die Feststellung, daß im Sektor der öffentlidien W irt­
sdiaft (d. h. Kohlengruben und Eisenbahn, usw.) 
in Frankreidi nur nodi 8,9 ®/a der besdiäftigten Beleg- 
sdiaft im A lter von 55 Jahren  bis 59 Jahren und nur 
5,4“/» im A lter von 60 bis 65 Jahren  stehen gegenüber 
20 “/o bzw. 17 Vo in Großbritannien. Dabei liegen in der 
Privatw irtsdiaft die französisdien und britisdien Zahlen 
ungefähr in gleidier Höhe. Harm onisierung der euro­
päisdien Sozialgesetzgebung bedeutet dem nadi nidit 
unbedingt A npassung an den französisdien Standard, 
sondern vorläufig eine der w irtsdiaftlidien Vernunft 
entsprediende Norm alisierung der französisdien Zu­
stände unter A npassung der Leistungen an  die tat- 
sädilidi gegebenen Beitragsmöglidikeiten un ter gleidi- 
zeitiger Beseitigung offensiditlidier Mißbräudie.

DIE HARMONISIERUNG

Eine internationale A useinandersetzung mit Frankreidi 
über das Problem der Harm onisierung der Sozial­
gesetzgebung wird sidi kaum verm eiden lassen. Der 
Gedanke wurde in den letzten Jahren zu einem weit 
verbreiteten Stedsenpferd der öffentlidien Meinung, 
man stößt auf ihn selbst in durdiaus aufriditig  euro­
päisdien Kreisen. Die Forderung ist um so stärker poli- 
tisdi verankert, als man im allgem einen von ihrer un­
bedingten m oralisdien und w irtsdiaftlidien Berediti- 
gung überzeugt ist, ohne jedodi bisher die Angelegen­
heit w irklidi gründlidi untersudit zu haben. 
Angemeldet w urde die französisdie Forderung nadi 
Harmonisierung indirekt und sdiüditern  bei der Mon­
tanunion, etwas stärker beim Europäisdien W irtsdiafts- 
rat (OEEC) und am deutlidisten beim Straßburger 
Europarat, der unbestreitbar für gründlidie Untersu- 
diungen dieser A rt in erster Reihe zuständig ist. Von 
der Montanunion erw artet man bei der gegebenen 
Besdiränkung ihrer M aditbefugnisse auf diesem Ge­
biet nidit viel. Der OEEC gegenüber soll das Argu-
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ment als Entsdiuldigung für die langsame französisdie 
Liberalisierungspolitik dienen, allerdings mehr mora­
lisch als juristisch, da die Soziallasten ohne Einfluß 
auf die genau festgelegten Verpflichtungen der Mit­
gliedstaaten sind. Die französische Forderung hat 
übrigens vorwiegend präventiven Charakter, sie will 
nicht bereits gefaßte Beschlüsse in  Frage stellen, wohl 
aber die Unmöglichkeit neuer Vereinbarungen in 
Richtung eines freien und einheitlichen europäischen 
M arktes unterstreichen.
Drei Begründungen werden in  den Vordergrund 
gestellt: die 40-Stundenwoche, Gleichbezahlung der 
Frauenarbeit und höhere Sozialbelastung unter Be­
rücksichtigung des jeweiligen Lohnniveaus. Die Be­
rechtigung der beiden ersten Einwände kann ohne 
w eiteres anerkannt werden, der dritte bedarf einer 
eingehenden Untersuchung.
Seit 1936 gibt es in  Frankreich die 40-Stundenwoche 
mit der Folge, daß für die 41. bis 48. Arbeitsstunde 
in der Woche ein Zuschlag von 25 "/oi und von der 49. 
Stunde ab von 50 “/o bezahlt werden muß, während 
in den m eisten anderen europäischen Ländern der 
Überstundenzuschlag erst ab 49 Stunden m it 25 "/o 
beginnt und meistens erst bei 60 Stunden den Satz 
von 50 V« erreicht. 1936 galt die 40-Stundenwoche als 
Bekämpfungsmittel der Arbeitslosigkeit. Inzwischen 
herrscht jedoch eher Arbeitskräftemangel, mit dem 
Ergebnis, daß sich die durchschnittliche Arbeitsdauer 
in der Industrie auf 47 Stunden wöchentlich beläuft 
m it Spitzen bis zu 60 Stunden und mehr. Es ist klar, 
daß zumindest theoretisch die damit zusammenhängen­
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den Uberstundenzusdiläge die Gestehungskosten be­
lasten. Die Frage ist nur, w ieweit Frankreich von 
seinen Nachbarn verlangen kann, sich eine gesetzliche 
40-Stundenwoche in einer keineswegs beendeten Peri­
ode des W iederaufbaus und der wirtschaftlichen Kon­
solidierung zu leisten. Dies gilt ebenso für Deutsch­
land w ie für Holland oder Großbritannien, Internatio­
nale Regelungen sollten auf diesem Gebiete übrigens 
überflüssig sein. Die Entscheidung hängt nicht zuletzt 
von den nationalen W irtschaftskräften ab. Bekannt­
lich halten die Gewerkschaften der meisten Länder 
die Verkürzung der Arbeitswoche für immer wün­
schenswerter.
Für die Frauenarbeit darf Frankreich als internatio­
naler Ankläger in Erscheinung treten. Am 29: Juli 19S1 
nahm die Vollversammlung der Internationaleri A r­
beitsorganisation in Genf mit 105 gegen 33 Stimmen 
und 40 Enthaltungen rechtskräftig eine Konvention 
zur Gleichbezahlung der Frauenarbeit an. Von den 
80 vertretenen Staaten haben bis zum heutigen Tage 
nur 8 diese Konvention ratifiziert, und nur ein  Land, 
d. h. Frankreich, wendet sie tatsächlich an. (Dabei 
ist allerdings darauf hinzuweisen, daß die Gleich­
stellung der weiblichen A rbeitskräfte in Frankreidi 
nicht auf diesen internationalen Beschluß zurückgeht, 
sondern auf eine V erordnung vom 30. Juli 1946.) Man 
versteht den französischen Protest gegen die europä­
ischen Regierungen, die einen internationalen Beschluß 
zw ar fassen, ihn dann aber nicht anwenden und gleich­
zeitig von Frankreich die Liberalisierung seiner Ein­
fuhr unter Verzicht auf eine lange, protektionistische 
Tradition erwarten.
Trotzdem sollte man die wirtschaftlichen Rückwir­
kungen der Frauenlöhne und auch der 40-Stunden­
woche nicht überschätzen. Nach einer Untersuchung der 
Pariser Handelskammer ist trotz der gesetzlichen Gleich­
stellung der Frauenlohn in  Frankreich im Durchschnitt 
noch 17Vff geringer als der Männerlohn, gegen 37®/« 
in der Bundesrepublik, 40'’/« in Großbritannien, 39 V« 
in Belgien, 35 "/o in der Schweiz, 31 “/» in Holland, 
aber nur 19 “/oi in Italien. Frankreich und Großbritan­
nien beschäftigen in der verarbeitenden Industrie ein­
schließlich des Bauhandwerks 27 “/o Frauen, Belgien 
29 «/b, Italien 32«/», die Sdiweiz 33»/», Deutsdiland 
jedoch 40 “/». A ndererseits lassen sich die Frauenlöhne 
nicht absolut beurteilen, sondern nur im entwick- 
lungsmäßigeh Vergleich zu den Männerlöhnen. In 
einer W irtschaft m it stabilen Preisverhältnissen führt 
die Anpassung der Frauenlöhne zwangsläufig zu einer 
Verm ehrung der Lohnlast, nicht aber bei inflations­
mäßig gleitenden Löhnen, wo sich beide Sätze sehr 
leicht auf einer M ittellinie begegnen können. Dies 
w ar in Frankreich zweifellos der Fall, denn seit 1938 
stieg selbst unter Berücksichtigung der Gleichstellung 
der Frauenlohn stärker als der Männerlohn, d. h. die 
männlichen A rbeitskräfte mußten zugunsten der 
Frauen Opfer hinnehmen, so daß man eine teilweise 
Lohnverschiebung erlebte und keine absolute M ehr­
belastung der Gestehungskosten. Diese Vermutung 
findet übrigens ihre Bestätigung in der Entwicklung 
der Gesamtlohnsumme zwischen 1938 und 1953. Der 
direkte Lohn ohne Sozialversicherung und Familienzu­

lagen ging danach bei gleichbleibender Arbeitszeit 
um rund 13“/» zurück. Den Ausgleich schaffen die 
Sozialleistungen, während die gegenüber 1938 fest­
gestellte V erbesserung der Kaufkraft der längeren 
Arbeitswoche zu verdanken ist, d. h. ein Gesamtdurch­
schnitt (Industrie, Handel und Büros) von 45 Stunden ge­
gen vorher nur 42 Stunden. Derartige Vergleiche sind 
selbstverständlich recht ungenau und können nur als 
Größenordnungen Verwendung finden. Immerhin wird 
ihre Richtigkeit von der französischen Unternehmer­
schaft m it Schwankungen von 5 bis 10“/# keineswegs 
bestritten, w ährend die Gewerkschaften sogar von 
der Verschlechterung der Kaufkraft überzeugt sind. 
M an darf daraus den Schluß ziehen, daß, global gese­
hen, die Erhöhung der Soziallast und die Gleichstellung 
der Frauenarbeit seit Kriegsende die Kosten der fran­
zösischen Industrie nicht besonders belasteten und 
von dieser Seite her die Konkurrenzverhältnisse 1955 
nicht ungünstiger sein dürften als 1938. Selbstver­
ständlich ist die globale Beurteilungsmethode von be­
schränktem W ert. Für den Einzelbetrieb sind nicht 
theoretische Durchschnittszahlen maßgebend, sondern 
die tatsächlich gegebene Lohnrechnung. Die V erhält­
nisse verschlechtern sich wahrscheinlich fühlbar für 
einen Teil der lohnintensiven Betriebe, die im allge­
meinen mit den billigsten Kräften arbeiten, d. h. mit 
einer Kategorie, deren Löhne in Frankreich seit Kriegs­
ende am stärksten aufgebessert wurden.
Die von Frankreich als selbstverständlich hingestellte 
Sonderbehandlung der Lohn- und Soziallast innerhalb 
der Masse der Kostenfaktoren ist sachlich unzulässig. 
Die Löhne sind ebenso standortgebunden w ie die 
anderen Produktionskosten. Sie bedingen nicht n u r 
die internationale Konkurrenzfähigkeit eines W irt­
schaftszweiges, sondern w erden selbst von den Mög^ 
lichkeiten der lokalen W irtschaft bedingt. Dabei spielt 
auch das Gleichgewicht zwischen Angebot und Nach­
frage zusammen mit der jew eiligen sozialen Bevölke­
rungsstruktur eine Rolle. Die europäische N ivellierung 
der Löhne w äre eine antiwirtschaftliche Maßnahme, 
die sidi nicht einmal im nationalen Rahmen verw irk­
lichen läßt. In Frankreich selbst gibt es verschiedene 
Lohnzonen mit Unterschieden bis zu 15"/» und mehr. 
Entscheidend für den internationalen Vergleich sind 
die gesamten Gestehungskosten, die ihrerseits in 
enger Beziehung zur Produktivität stehen. Es ist ein 
Unding, m it Hartnäckigkeit auf die niedrigen Löhne 
hinzuweisen und die höheren völlig zu übersehen. 
Schließlich sind anerkannterm aßen die amerikanischen 
Durchschnittslöhne dreimal so hoch wie die franzö­
sischen, was die amerikanische Industrie keineswegs 
daran hindert, in ternational restlos konkurrenzfähig 
zu sein. In bescheidenem Umfang stehen im euro­
päischen Rahmen für Löhne und Soziallast zusammen­
gerechnet die Schweiz und Belgien unbestritten an der 
Spitze, obwohl ihre W irtschaft stark  exportabhängig 
ist. Verschiedene Untersuchungen des Europäischen 
W irtschaftsrates lieferten den Beweis, daß sehr oft die 
europäischen Länder m it höchsten Löhnen international 
am konkurrenzfähigsten sind. A ndererseits lassen sich 
trotz niedrigster Löhne die japanischen Baumwoll- 
w aren nur m it unnatürlichen Stützungs- und Begünsti­
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gungsmaßnahmen ausführen, w ährend die spanische 
Textilindustrie infolge m angelnder O rganisation und 
veralteter Maschinen beispielsweise von der Schweiz 
unschwer preislich überflügelt wird, obgleich ein 
Schweizer Textilarbeiter pro Tag das verdient, was 
sein spanischer Kollege pro Woche erhält. Berück­
sichtigung verdienen ferner die Verkehrslage, die 
Rohstoffversorgung, die Zinslast, der Energiepreis, die 
industrielle Struktur, der Umfang der Lagerhaltung, 
die Mieten, die Steuern und vieles mehr. Diese ver­
schiedenen Faktoren sind sehr wohl in der Lage, für 
Ungleichheiten im Lohn- und Sozialgefüge ein kosten- 
nivellierendes Gegengewicht zu schaffen. A nderer­
seits besteht nicht die geringste Veranlassung, daß 
alle Länder dieselben W aren herstellen. Man ver­
gißt allzu leicht, daß der internationale Handel in den 
Kostenunterschieden seine wesentliche Grundlage hat 
und der W arenaustausch seinen Sinn verliert, wenn 
man eine restlose Harm onisierung von Produktion 
und Gestehungskosten verwirklicht.
Frankreich sollte schließlich bei Überprüfung der Be­
rechtigung seiner Harmonisierungsforderung nicht sein 
W ährungsproblem außer acht lassen. Der damalige 
Wirtschafts- und Finanzminister Edgar Faure erklärte 
Anfang Januar vor der Presse, das französische Preis­
gefüge habe im Anschluß an die Koreakrise im Jahre 
1951 sein Gleichgewicht verloren, und dies nicht etwa 
infolge Erhöhung der Lohn- und Soziallasten, sondern 
aus rein spekulativen Preissteigerungen über den 
internationalen Durchschnitt hinaus sowie darauf­
folgenden unvermeidlichen Lohnerhöhungen. Vor der 
Koreakrise sei die französische W irtschaft inter­
national durchaus konkurrenzfähig gewesen, danach 
entstand eine Kluft von 15 “/o, unter der das Land 
heute noch leidet. Die norm ale Reaktion auf die V er­
zerrung des Preisgefüges w ar und bleibt eine Anpas­
sung der internationalen W ährungsparität. In einem 
stabilen, psychologisch nicht m ehr der Inflations- und 
Spekulationsgefahr ausgesetzten W irtschaftsklima 
würden die französischen Preise bei einer Abwertung 
von 15 “/o, die zu einer ungefähren Teuerung von 3 «/d 
führt, unschwer das internationale N iveau wieder- 
finden, und es w äre nicht m ehr erforderlich, von 
Löhnen und Soziallasten zu sprechen. Rechnet man 
die französischen Löhne zu der ungefähren Kaufkraft­
parität von 100 ffrs für 1 DM sta tt der offiziellen 
Parität von 83,80 ffrs um, so ergibt sich räumlich für 
Frankreich nach allen verfügbaren Statistiken gegen­
über Deutschland eine geringere Lohn- und Soziallast.

PROBLEMATISCHE VERGLEICHE 
Es dürfte nicht leicht sein, Frankreich von der m an­
gelnden theoretischen Berechtigung seiner Harmoni­
sierungsforderung zu überzeugen. Man muß daher 
auch auf die in zunehmendem Umfange veröffent­
lichten zahlenmäßigen Vergleiche eingehen und dabei 
in  erster Reihe die vom Internationalen A rbeitsam t 
ausdrücklich anerkannte Unmöglichkeit unterstreichen, 
an Hand der gegebenen Statistiken wirklich überzeu­
gende und sinnvolle Lohn- oder Soziallastenvergleiche 
international auf stellen zu können. Sämtliche V er­
öffentlichungen sind entw eder statistisches Stückwerk 
oder Zahlenspielereien, die zu völlig entgegengesetz­
ten Ergebnissen zu führen vermögen.
Es stellt sich zunächst die Frage, welche Soziallast die 
vergleichende Statistik erfassen soll. Da die Sozial- 
systeme m iteinander nicht immer vergleichbar sind, 
erscheint es bedenklich, als Vergleichsgrundlagen z. B. 
die obligatorischen oder freiwilligen Unternehmerbei­
träge zu wählen. In Großbritannien und Skandinavien 
w ird die soziale Sicherheit zu einem erheblichen Teil 
durch die Staatskasse finanziert, in Frankreich so gut 
w ie ausschließlich durch private Beiträge. In Deutsch­
land bestehen neben den gesetzlichen Sozialverpflich­
tungen in nicht geringem Umfange diejenigen der 
Tarifverträge, w ährend in  Frankreich der gesetzliche 
Charakter eindeutig überwiegt. Dazu kommen die 
außerhalb der produktiven W irtschaft bestehenden 
Sozialleistungen für Kriegsopfer verschiedenster A rt 
und die Leistungen der öffentlichen W ohlfahrt. In 
Frankreich übernimmt die Sozialversicherung einen 
Teil der Pflichten der öffentlichen W ohlfahrt mit ver­
hältnism äßig geringer Belastung des Staatshaushaltes, 
w ährend in vielen anderen Ländern die V erhältnisse 
für die Staatskasse ungünstiger liegen. Um diesen 
W idersprüchen zu entgehen, brachte das Internatio­
nale A rbeitsam t den sozialen Aufwand in Beziehung 
zum Volkseinkommen, mit dem Ergebnis, daß in die­
sem Falle Deutschland eine Spitzenbelastung von
18,4 ®/o für das Jah r 1951 (neuere Zahlen liegen nicht 
vor) erkennen läßt, gefolgt von Frankreich m it 16,7 V», 
Österreich mit 14,7 ”/o, Luxemburg mit 12,5 */», Neusee­
land mit 12%  und Belgien mit 11,7“/». Dieser Ver­
gleich ist selbstverständlich nicht unbedingt überzeu­
gend, schon weil die nationalen Berechnungsgrund­
lagen des Volkseinkommens nicht immer überein­
stimmen. A ndererseits kann die französische Industrie 
geltend machen, daß ihr A nteil an der Soziallast grö­
ßer ist als derjenige ihrer ausländischen Konkurrenz,
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die aus einer stärkeren A ufteilung dieser Last auf die 
M asse der Steuerzahler Nutzen zieht. Immerhin sei 
ergänzend eine andere Statistik des Internationalen 
Arbeitsamtes über den durchschnittlichen Stundenlohn 
in den verarbeitenden Industrien auf der Grundlage 
der V erhältnisse in den Jahren 1952/53 erwähnt. Da­
nach verdienten die französischen Arbeitskräfte 
(Männer und Frauen zusammengenommen) je  Stunde
40,3 US-Cents, die deutschen 38,8 (bei einem Lohn für 
M änner allein von 42,6), die britischen 48,7, die 
Schweizer 58,5, die amerikanischen 177,0, die italie­
nischen nur 27,0, und die holländischen sogar nur 24,3. 
Der Unterschied zwischen Deutschland und Frankreich 
ist demnach nicht wesentlich. Bei Italien ist eine sehr 
hohe Soziallast von fast 70 “/» auf die Löhne zu berück­
sichtigen und ferner die Anwesenheit von überzäh­
ligen A rbeitskräften unproduktiver A rt in fast allen 
Betrieben, d. h. die sogenannte technologische A rbeits­
losigkeit.
Eine w eitere Vergleicfaslücke ergibt sich aus der un ter­
schiedlichen Sozialbuchführung. In Frankreich wurde 
es in  den letzten Jahren  zur Gewohnheit, alle Aus­
gaben mit auch nur dem geringsten sozialen Charak­
te r bis zum theoretischen M ietwert der kostenlos zur 
Verfügung gestellten Kantinenräume und bis zum 
letzten Besen, den diese Kantinen erhalten, als Sozial­
last zu führen. In den anderen europäischen Ländern 
erscheint ein Teil dieser Ausgaben in der Sparte der 
allgem einen Unkosten. Der erste Lohn- und Sozial­
lastenvergleich der Hohen Behörde litt besonders für 
die Kohlengruben nicht unerheblich unter dieser Ver­
schiedenheit der Sozialbuchführung. Eine neue Unter­
suchung befindet sich in Vorbereitung und soll w esent­
lich geringere Lohnlastenunterschiede erkennen lassen 
als die 1954 veröffentlichten Statistiken.
Mit beachtlicher O bjektivität führte das französische 
Statistische Amt im März 1954 eine Untersuchung 
über die gesamte Soziallast in den verarbeitenden 
Industrien einiger westeuropäischer Länder durch, unter 
Berücksichtigung aller gesetzlichen und freiwilligen 
Abgaben, des bezahlten Urlaubes und der bezahlten 
Feiertage sowie der vom französischen Unternehmer 
getragenen Lohnsteuer, die an sich einer Lohnerhö­
hung entspricht. Diese Statistik findet für Frankreich 
einen Belastungssatz von 41,8 “/», für die Bundesrepu­
blik von 36,9 "/», für Italien von 60,3 "/(>, für die Schweiz 
von 15,2 V», für Belgien von 27,0 “/» und für die 
N iederlande von 29,1 “/». Belgien und die Schweiz 
gleichen die geringere Soziallast m ehr als erforderlich 
durch höhere Löhne aus. Echte Lohnvergleiche sind 
statistisd i nodi schwieriger als Soziallastenvergleidie, 
weil von Land zu Land die Lohnkategorien nicht über­
einstimmen und audi die Aufteilung der Belegschaften 
in die einzelnen Lohngruppen eine erhebliche Rolle bei 
der Bestimmung der Gesamtlohnlast spielt. Erwähnt sei 
immerhin eine andere Untersuchung des französischen 
Statistischen Amtes, die für 1953 an Hand w eniger voll­
ständiger Grundlagen als beim Soziallastenvergleich im 
Jahre 1954 für Frankreich in  den verarbeitenden Indu­
strien einen Durchschnittslohn pro Stunde für M änner 
und Frauen einschließlich der gesamten Soziallast und 
sämtlicher Zuschläge und Prämien von 200,22 ffrs er-

mfttelte, für die Bundesrepublik 182,07, für Großbri­
tannien 180,47, für Italien 150,68, für die N iederlande 
122,64, für Belgien 194,31 und für die Schweiz 224,64. 
Andere S tatistiken kommen jedoch für Belgien zu 
einer höheren Lohnlast als für Frankreich, womit die 
m angelnde Zuverlässigkeit dieser Zahlen unterstrichen 
wird. Bezeichnenderweise zogen die V ertreter der 
jungen Unternehmer, die sich Ende 1954 in Baden- 
Baden zu einem sachlichen Vergleich der Löhne, der 
Soziallasten und des Lebensstandards in Frankreich 
und Deutschland trafen, aus ihren ersten A rbeiten in 
der Erkenntnis der Unmöglichkeit eines eindeutigen 
Urteils keine k lare Schlußfolgerung. Sie stellten ledig­
lich fest, daß der Lebensstandard der A rbeiter unter 
Berücksichtigung der Löhne und der Preise in beiden 
Ländern ungefähr vergleichbar ist, was bedeutet, daß 
bei einer etwaigen M ehrbelastung der französischen 
Industrie die internationale Konkurrenzfähigkeit nur 
durch eine Änderung der W ährungsparität hergestellt 
w erden kann. Erwähnung verdienen schließlich erste 
Angaben über einen neuen Lohnvergleich der Hohen 
Behörde für die westeuropäische Stahlindustrie. Im 
Durchschnitt kostet danach in französischen Franken 
ausgedrückt ein französischer Stahlarbeiter einschließ­
lich aller Soziallasten pro Stunde 250,06 ffrs und der 
deutsche 246,76 ffrs. Die Kosten in Luxemburg bei 
unbestreitbarer Konkurrenzfähigkeit der dortigen In­
dustrie betragen über 350,— ffrs, in  Belgien fast 
300,— ffrs. Nach Ansicht der Hohen Behörde ist der 
Lohnunterschied zwischen verschiedenen Gegenden 
eines Landes oft größer als zwischen Ländern.
An Hand der verfügbaren vergleichenden Statistiken 
und mit allen erforderlichen V orbehalten besteht dem­
nach im äußersten Falle im deutsch-französischen V er­
hältnis eine französisdie Lohn- und Soziallasten­
benachteiligung von 9*/». Belgien und Luxemburg 
liegen mindestens auf französischer Ebene, die ita lie­
nische Lohnbegünstigung wird durch strukturell ungün­
stige Produktivität ausgeglichen. Als wesentlicher 
Fall der Ungleichheit verbleiben nur die Niederlande, 
die jedoch als kleiner Industriestaat bei der Schaffung 
eines einheitlichen europäischen M arktes nicht allzu 
stark  ins Gewicht fallen sollten. Berücksichtigt man 
darüber hinaus die Tatsache, daß im Durchschnitt die 
Löhne bei der Ermittlung der Gestehungskosten nur 
eine zweitrangige Rolle spielen, darf man behaupten, 
daß die gegebenen europäischen Unterschiede die 
französische Forderung nach vorheriger Harmonisie­
rung keineswegs rechtfertigen. Leider m angelt es an 
zuverlässigen Angaben über den Anteil der Lohn- und 
Sozialmasse an den jeweiligen Gestehungskosten. 
Nach französischen Statistiken von nicht unbedingt 
sicherem W ert belief er sich 1949 in der Lebensmittel­
industrie auf 21,3 “/o in der Energiewirtschaft auf 
45,3“/o, in der M etallindustrie auf 44,9Vo, in der chemi­
schen Industrie auf 30 “/» und im Bauhandwerk auf 
52 o/o. Die deutsche Textilindustrie läßt ihrerseits 
einen Durchschnitt von etwas über 15 "/o erkennen, 
in  der französischen Baumwollindustrie liegt der Lohn­
anteil für bestimmte Garnsorten unter 10 Vo der Ge­
stehungskosten. In der verarbeitenden Industrie sollte 
nach ungefährer Schätzung demnach der Lohnanteil
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einsdiließlidi der gesamten Soziallast ein Drittel der 
Gestehungskosten nicht übersteigen. Bestehen in der 
Lohnlast von Land zu Land Unterschiede von 10 bis 
sogar 20*/», bedeutet dies im Durchschnitt nur eine 
preisliche M ehrbelastung von 3,5 bis 7 “/o, d. h. ein 
Satz, der durch andere Kostenfaktoren, Betriebsorgani­
sation sowie die üblichen Standortvorteile ohne w ei­
teres ausgeglichen zu werden vermag. Selbstverständ­
lich schließt dies Sonderfälle innerhalb lohnintensiver 
Industrien keineswegs aus.

Aus all diesen Erwägungen heraus besteht keine V er­
anlassung, die europäische W irtschaftszusammenarbeit 
einer vorherigen Harmonisierung der Lohn- und 
Sozialverhältnisse unterzuordnen. Soweit wirtschafts­
schädliche Unterschiede bestehen, können sie leichter 
nach als vor Bildung des einheitlichen europäischen 
M arktes durch das normale Spiel der Konkurrenz 
und auch durch die sich allgemein abzeichnenden 
sozialpolitischen Entwicklungstendenzen ausgeglichen 
werden.

Versuche der Verkehrskoordinierung in der Schweiz
Dr. Hans Fraenkel, Z ürid i

D ie Bemühungen um eine Koordinierung von Schiene 
und Straße lassen sich in der Schweiz an die drei­

ßig Jahre zurückverfolgen. W enn sie bisher fehl­
geschlagen sind, so w ar es der Stimmbürger als „Sou­
verän", der im Laufe der Jahre dreimal die ihm von 
Regierung und Parlam ent zur Abstimmung unterbrei­
teten Vorschläge, zwei Gesetze und eine Verfassungs­
revision, verworfen hat. Aus den Abstimmungen geht 
eindeutig hervor, daß die M ehrheit im Volk nichts 
von einer Ordnung wissen will, die den Staat ermäch­
tigt, den freien W ettbewerb einzuschränken. Schaut 
man auf die stürmische Zunahme des Transportange­
bots auf der Straße, so kann man sich des Eindrucks 
nicht erwehren, daß das Angebot den Bedarf (auf das 
gesamte Transportangebot von Schiene und Straße 
bezogen) übersteigt. Nach Sdiweden ist die eng- 
räumige Schweiz das am stärksten m otorisierte euro­
päische Land.

DAS KOORDINIERUNGSPROBLEM 
Die glänzende K onjunktur hat bisher die beiden Ver­
kehrsträger für den G üterverkehr — um seine Ord­
nung allein bem üht man sich zunächst — einiger­
maßen nebeneinander bestehen lassen. Die Schweizer 
Bundesbahnen arbeiten mit Gewinn, und das Last­
wagengewerbe schützt sich mit Kartellbindungen. 
Aber es ist nicht die Konjunktur allein, die den Trans­
portbedarf und das Angebot an Frachtraum heute 
noch in Einklang hält. Vom Kriegsbeginn an bis zum 
Jahr 1951 w ar die A utotransportordnung unter Voll- 
roachtenrecht mit ihrem numerus clausus in Kraft ge­
wesen, der dann erst bei der Rückführung in das 
ordentliche Recht vom Volk verworfen wurde.
Es ist anzunehmen, daß man jetzt größere Eile an den 
Tag legen wird, um zu einer Lösung zu gelangen. 
Denn es setzt sich die Meinung durch, daß der Ausbau 
des Straßennetzes und die Anlage eines A utostraßen­
kreuzes das Gebot der Stunde sei, wenn man nicht Ge­
fahr laufen wolle, daß die Schweiz im transeuropäi­
schen V erkehr umfahren wird. Das wirft aber die 
Frage auf, wie die Lasten für den Straßenbau zu ver­
teilen sind. Das geht direkt ¡und indirekt auch das 
Verhältnis von Schiene und Straße an und muß die 
Koordinierungsfrage beeinflussen. W ill man darüber 
entscheiden, welchen A nteil das m otorisierte Fahrzeug 
vom Straßenbau und -unterhalt übernehmen soll, so

muß man sich zugleich auch Klarheit darüber ver­
schaffen, in welchem Umfang die Eisenbahn von bahn- 
fremden Lasten zu befreien ist. „Erst das neue Eisen­
bahngesetz und dann das übrige", lautet gegenwärtig 
die Parole. Denn mit dem Eisenbahngesetz hofft man 
eine feste Größe in die Hand zu bekommen, die den 
Straßenverkehr vergleichbar macht.

HISTORISCHE ENTWICKLUNG 
Haben w ir in großen Zügen das Koordinierungspro­
blem skizziert, wie es sich heute in Rückschau und 
Vorschau darstellt, so liegt uns jetzt ob, die historische 
Entwicklung im einzelnen nachzuzeichnen, den Schatz 
an positiven und mehr noch negativen Erfahrungen, 
der dem V erkehrspolitiker zur Verfügung steht.
Die Koordinierungsversuche gingen von dem Ange­
griffenen, der Bundesbahn, aus. Sie schuf im Jahr 1926 
die „Schweizerische Express AG" (SESA), die die von 
den Bahnen verbilligte Camionnage übernahm. Als 
die SESA 1935 einging, bediente sie von 673 Bahn­
stationen aus 1669 Ortschaften. 62 Privatbahnen 
w aren an den Dienst angeschlossen.
Im Jah r 1929 schufen die Bundesbahnen zusammen 
m it der SESA die „Automobil-Stückgut-Transport- 
Organisation" (ASTO) in der Absicht, kleine Eisen­
bahnstationen für den G üterverkehr zu sperren und 
die Stückgutverteilung von der nächsten größeren 
Bahnstation durch M otorfahrzeuge vorzunehmen. Mit 
der SESA verschwand 1935 auch die ASTO, deren 
Dienste sich auf 721 km, rund ein V iertel des Bundes- 
bähnnetzes, ausgedehnt hatten.
In den Jahren  des Wirtschaftsumschwungs verstärkte 
sich der Wunsch nach einer Koordinierung in Gesetzes­
form. Im Februar 1928 machten die Kantone den An­
fang, es folgte ein Vorstoß im Parlament. V ier 
Jah re  später m eldete der Verband der M otorlast­
wagenbesitzer und ein Jah r darauf die Verwaltung 
der Bundesbahn die Bereitschaft zur Verständigung 
über eine zweckmäßige V erkehrsteilung an. Unter 
dem Vorsitz des „Vororts", der Spitzenorganisation 
der Wirtschaft, w urde der Entwurf zu einem „Bundes­
gesetz über die Regelung des V erhältnisses von Eisen­
bahn und Motorfahrzeug" entworfen. Mit Ausnahme 
des W erkverkehrs und privaten Personenverkehrs 
sollte allgem ein die Konzessionspflicht eingeführt 
werden. G ütertransporte bis zu 30 km sollten
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